Name, Vorname

Amtsbezeichnung

Adresse:

Beschäftigungsbehörde:

Personalnummer

An das Landesamt für Steuern und Finanzen
Bezügestelle Dresden
Sachb.- Nr.: 
Stauffenbergallee 2
01099 Dresden

- in Kopie an GdP Landesbezirk Sachsen








Ort ……, Datum…………..
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lege ich gegen die Bezügemitteilung für Dezember 2011, mir zugestellt am ...
Widerspruch

ein. Der Widerspruch (§ 54 Beamtenstatusgesetz) richtet sich gegen meine verfassungswidrig geminderte Netto-Alimentation im Kalenderjahr 2011. Die Streichung der Sonderzahlung ist rechtswidrig.

Ich bin mir darüber im Klaren, dass die Ausgangsbehörde und die Widerspruchsbehörde meinem Widerspruch nicht abzuhelfen befugt sind, weil sie an das Gesetz gebunden und nicht berechtigt sind, dessen Verfassungswidrigkeit festzustellen. In dem von mir anschließend beabsichtigten Klageverfahren werde ich ferner hilfsweise beantragen, festzustellen, dass meine Netto-Gesamtbezüge durch die vom Sächsischen Landesgesetzgeber 2010 beschlossene Aufhebung des Sächsischen Sonderzahlungsgesetzes (Art. 27 des Gesetzes begleitender Regelungen zum Doppelhaushalt 2011/2012, Haushaltbegleitgesetz, SächsGVBl. vom 28.12.2010, S. 402) verfassungswidrig zu niedrig bemessen sind.

Der Rechtsstreit wird durch das Verwaltungsgericht dem Bundesverfassungsgericht vorzulegen sein, weil das vorgenannte Gesetz gegen höherrangiges Recht verstößt. Das Bundesverfassungsgericht wird feststellen, dass vernünftige und sachliche Gründe für die völlige Streichung der Sonderzahlung nicht bestehen.
Im Übrigen verweise ich in dieser Angelegenheit auf das Begründungsschreiben des DGB vom 22.11.2011.
Ich bitte um Bestätigung des Eingangs dieses Widerspruchs und verbleibe

mit freundlichen Grüßen

-------------------------------------------------

Unterschrift des Widerspruchsführers

